
Im Einklang mit Grundgesetz, Menschenrechten und internationaler 
Gesundheitsevidenz: 26 Fachverbände legen Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs vor 

Heute stellen unsere Verbände und Organisationen einen Gesetzentwurf zur 
Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs vor, der Schwangere, die sich für einen 
Schwangerschaftsabbruch entscheiden, durch verbesserte Beratung und medizinische 
Versorgung unterstützt und schützt. 

Eine Gesetzesreform muss erfolgen – das macht die Arbeit der Kommission zur 
reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin deutlich. Der 
Gesetzentwurf zeigt, dass und wie der Schwangerschaftsabbruch in Deutschland 
endlich im Einklang mit dem Grundgesetz, den Menschenrechten der BetroKenen und 
der internationalen Gesundheitsevidenz geregelt werden kann. 

Der Gesetzentwurf wurde federführend von den an der Kommission beteiligten 
Juristinnen Prof. Dr. Liane Wörner, Prof. Dr. Maria Wersig und Prof. Dr. Friederike Wapler 
im Auftrag einer Gruppe von 26 der zu diesem Thema maßgeblichen Verbände und 
Organisationen und in Zusammenarbeit mit diesen erstellt. Die vorgeschlagenen 
Regelungen basieren auf den Empfehlungen der Kommission, internationaler 
Menschenrechtsgremien und internationaler Gesundheitsleitlinien und berücksichtigen 
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung. 

Der Gesetzentwurf rückt die eigenverantwortliche Entscheidung der Schwangeren in 
den Mittelpunkt. Die Beendigung einer Schwangerschaft auf ihr Verlangen wird bis zum 
Ende der 22. Woche der Schwangerschaft rechtmäßig gestellt. Die vorgeschlagenen 
Regelungen verankern das Recht Schwangerer, ohne Zwang zu entscheiden, welche 
Beratungsangebote und medizinischen Leistungen sie in Anspruch nehmen wollen. 
Bislang bestehende Zugangsbarrieren zum sicheren Schwangerschaftsabbruch in Form 
von Beratungspflicht, Wartefrist und fehlender Kostenübernahme entfallen. 
Rechtsansprüche Schwangerer auf Beratung und Versorgung und der 
Sicherstellungsauftrag der Länder diesbezüglich sind im 
Schwangerschaftskonfliktgesetz verankert, wie auch ihr Anspruch auf Sprachmittlung 
bei der Beratung und die Verpflichtung von Ärzt*innen und Fachkräften in der 
medizinischen und geburtshilflichen Versorgung, Schwangere auf professionelle 
Beratungsangebote hinzuweisen. Zum Schutz Schwangerer werden im Strafrecht neben 
der Nötigung zum Schwangerschaftsabbruch der Schwangerschaftsabbruch gegen oder 
ohne ihren Willen und die Nötigung zum Unterlassen eines Schwangerschaftsabbruchs 
neu geregelt. 

Wir fordern den Bundeskanzler, die Bundesministerinnen und Bundesminister und die 
Bundestagsabgeordneten aller demokratischen Parteien auf, den 
Schwangerschaftsabbruch noch in dieser Legislaturperiode neu zu regeln. Den 
Gesetzentwurf sehen wir als Impuls hierfür. 



Verbände:  
1. pro familia Bundesverband 
2. Deutscher Juristinnenbund e.V. (djb) 
3. Deutscher Frauenrat 
4. Doctors for Choice Germany 
5. medica mondiale e.V. 
6. Zentralrat der Konfessionsfreien 
7. Evangelische Konferenz für Familien- und Lebensberatung e.V. Fachverband für 

Psychologische Beratung und Supervision (EKFuL) 
8. Amnesty International Deutschland 
9. DaMigra Dachverband der Migrantinnenorganisationen 
10. TERRE DES FEMMES Menschenrechte für die Frau e.V. 
11. UN Women Deutschland e.V. 
12. ver.di 
13. Nationales Netzwerk Frauen und Gesundheit 
14. Giordano Bruno Stiftung 
15. AWO Bundesverband e.V. 
16. Pro Choice Deutschland e.V. 
17. Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie und Gesellschaft e.V. 
18. Institut für Weltanschauungsrecht 
19. Women on Web International 
20. Evangelische Frauen in Deutschland e.V. 
21. Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung (BfsS) 
22. Centre for Feminist Foreign Policy 
23. Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft – Landesverband Berlin 
24. Medical Students for Choice e.V. 
25. Familienzentrum Berlin e.V. – BALANCE 
26. Sozialdienst muslimischer Frauen 

 
„Die Legalisierung von Abbrüchen, wie der Gesetzesentwurf sie vorschlägt, ist 
unabdingbar für eine Verbesserung der medizinischen Versorgung und der ärztlichen 
Aus- und Weiterbildung. Für uns Ärzt*innen und für die Schwangeren, die wir behandeln, 
ist es höchste Zeit, dass Abbrüche Teil der regulären Gesundheitsversorgung werden.“ 
Dr. Alicia Baier, Vorstand Doctors for Choice Germany 
 
„Dieser Gesetzentwurf zeigt auf, wie ein selbstbestimmter Schwangerschaftsabbruch 
verfassungskonform entkriminalisiert werden kann. Spätestens jetzt hat der 
Gesetzgeber keine Ausrede mehr, die Reform weiter hinauszuzögern.“  
Ursula Matthiessen-Kreuder, Präsidentin Deutscher Juristinnenbund e.V. (djb) 
 
„Andere Länder haben es vorgemacht: Schwangerschaftsabbrüche entkriminalisiert, 
liberalisiert und als Gesundheitsleistung anerkannt. Deutschland muss diesem Beispiel 
noch in dieser Legislaturperiode folgen - der vorgelegte Gesetzentwurf zeigt, wie es geht. 
Damit wäre ein großer Schritt in Richtung Geschlechtergerechtigkeit und für 
Frauenrechte in Deutschland getan. Es ist an der Zeit, dass die gesetzliche 
Diskriminierung durch §218 abgeschaVt und die Selbstbestimmung von Frauen über 
ihren eigenen Körper endlich anerkannt wird!“ 
Sina Tonk, Bereichsleiterin Referate TERRE DES FEMMES e.V. 



 
“Ein verfassungsrechtlich, menschenrechtlich und strafrechtlich fundierter Vorschlag 
zur Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs in Deutschland liegt auf dem Tisch. 
Die Zivilgesellschaft schaVt, was die Legislative längst hätte auf den Weg bringen 
können. Last Call: JETZT ist es an der Regierung, zu handeln.“ 
Christiane von Rauch, Vorstandsvorsitzende Pro Choice Deutschland e.V.  
 
"Immer noch werden Frauen diskriminiert & bevormundet. Eine Entkriminalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs und eine gute medizinische Versorgungslage sind überfällig 
- Politik muss endlich handeln." 
Silke Zimmer, Mitglied des Bundesvorstands ver.di 
 
„pro familia will zusammen mit anderen Verbänden zeigen, wie eine gute gesetzliche 
Regelung zum Schwangerschaftsabbruch aussehen kann. Statt §218 StGB brauchen wir 
eine Regelung, die mit den Menschenrechten in Einklang steht und Schwangere nicht 
länger kriminalisiert. pro familia plädiert schon so lange für eine außerstrafrechtliche 
Regelung und ist begeistert, dass von zivilgesellschaftlichen Verbänden dieser 
Gesetzesentwurf erarbeitet wurde.“ 
Monika Börding, Bundesvorsitzende von pro familia 
 
„Die Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs ist rechtlich möglich, gesellschaftlich 
gefordert und politisch überfällig! Es ist die Aufgabe aller Demokrat*innen, Frauenrechte 
vor AngriVen der extremen Rechten grundlegend zu schützen. Dazu zählt vor allem, dass 
Frauen endlich frei über ihre Körper entscheiden können.“ 
Dr. Beate von Miquel, Vorsitzende Deutscher Frauenrat 
 
„medica mondiale unterstützt seit über 30 Jahren Überlebende sexualisierter 
Kriegsgewalt. Weltweit sehen wir, wie die körperliche Selbstbestimmung von Frauen in 
Frage gestellt wird. Schwangere zu kriminalisieren, etwa durch Paragraf 218, setzt 
patriarchale Gewalt fort. Wir fordern, Schwangerschaftsabbrüche endlich zu 
entkriminalisieren!" 
Dr. Monika Hauser, Gynäkologin und Gründerin der Frauenrechtsorganisation 
medica mondiale e.V. 
 
"Dieser Gesetzentwurf zur Regelung von selbstbestimmten 
Schwangerschaftsabbrüchen außerhalb des Strafrechts ist ein erster wichtiger Schritt 
zur Einhaltung menschenrechtlicher Standards, nämlich hin zu einer vollständigen 
Entkriminalisierung. Zu einer gleichberechtigten Gesellschaft gehört der Zugang zu 
einem sicheren Schwangerschaftsabbruch." 
Dr. Julia Duchrow, Generalsekretärin von Amnesty International in Deutschland 
 
„Wir als Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung erwarten, dass die Regierung und das 
Parlament noch in dieser Legislatur den Paragrafen 218 aus dem Strafgesetzbuch 
streichen. Dies ist menschenrechtlich und verfassungsrechtlich geboten und wird von 
der Mehrheit der Bevölkerung fordert.“ 
Dr. Ines P. Scheibe, Koordinierungskreis Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung  
 
 



„Der Zentralrat der Konfessionsfreien begrüßt, dass laut Gesetzentwurf Krankenhäuser 
Abbrüche nicht mehr ablehnen können. Eine institutionelle Berufung auf 
Religionsfreiheit kann kein Grund sein, den Versorgungsauftrag nicht zu erfüllen. Zudem 
sollten nur Beratungsstellen staatlich gefördert werden, die ergebnisoVen und nicht-
direktiv beraten.“ 
Ulla Bonnekoh, stellvertretende Vorsitzende, Zentralrat der Konfessionsfreien 
 
„Die EKFuL unterstützt den vorliegenden Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafgesetzbuches. Der hier geregelte 
Rechtsanspruch auf eine umfassende, ergebnisoVene, psychosoziale Beratung schaVt 
u.a. verbesserte Rahmenbedingungen für die gesetzlich anerkannten, 
qualifizierten Beratungsstellen und stärkt die niedrigschwellige, professionelle Beratung 
für Schwangere.“ 
Rainer Bugdahn, Vorstandsvorsitzender Evangelische Konferenz für Familien- und 
Lebensberatung e.V. Fachverband für Psychologische Beratung und Supervision 
(EKFuL) 
 
"DaMigra e.V. fordert die Entkriminalisierung und Enttabuisierung von Abtreibungen. 
Medizinische Grundversorgung, auch bei Schwangerschaftsabbrüchen, ist ein 
Menschenrecht. Besonders mehrfachdiskriminierte Personen haben in Deutschland 
erschwerten Zugang. Statt Strafandrohungen fordert DaMigra kostenlose 
Verhütungsmittel, barrierefreie Beratungen und die AbschaVung des bestehenden §218." 
Duygu Bräuer, DaMigra Vorstandsfrau 
 
„Der Gesetzesentwurf ist ein erster wichtiger und längst überfälliger Schritt zur Stärkung 
und Absicherung des Selbstbestimmungsrechts von ungewollt Schwangeren. 
Wenngleich die AWO Positionen zur Neuregelung von Schwangerschaftsabbrüchen 
wesentlich umfassender und progressiver sind und die AWO sich insbesondere auch für 
einen Verzicht von Fristen und Indikationen ausspricht, unterstützt die AWO diesen 
Gesetzesentwurf. Die Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen ist der einzige 
Schlüssel für Entstigmatisierung, Versorgungssicherheit und Kostenübernahme.“ 
Kathrin Sonnenholzner, Vorsitzende des Präsidiums, AWO-Bundesverband 
 
„Ungewollt Schwangere und Ärzt*innen, die ihnen in dieser Situation helfen, dürfen nicht 
mit dem Strafgesetzbuch bedroht werden. Wir brauchen eine Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs noch in dieser Legislatur!“ 
Elke Ferner, Vorsitzende UN Women Deutschland e.V. 
 
„Der AKF fordert die Ampel-Koalition auf, die Chance zu nutzen und das Versprechen 
einzuhalten, diesen längst überholten, frauenfeindlichen Paragraphen abzuschaVen, 
damit ungewollt Schwangere einen sicheren Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen 
haben als normaler Teil der Gesundheitsversorgung!“ 
Silke Koppermann, 2. Vorsitzende des Arbeitskreis Frauengesundheit 
 
 
 
 



"Jährlich melden sich etwa 2500 ungewollt Schwangere aus Deutschland mit 
Hilfsanfragen bei Women on Web, einer internationalen Nichtregierungsorganisation. 
Die hohe Anzahl an Anfragen ist ein deutliches Warnsignal und zeugt von den Hürden 
beim Zugang zu adäquater Versorgung. Jetzt gilt es, die historische Chance für eine 
Neuregelung zu nutzen und Abtreibungen langfristig rechtlich abzusichern." 
Venny Ala-Siurua, Executive Director Women on Web International  
 
“Die aktuellen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch sind verfassungswidrig und 
sollten durch den vorgeschlagenen Gesetzentwurf ersetzt werden. Wir hoVen sehr, dass 
die Ampelkoalition das historische Zeitfenster nutzt, um nach über 150 Jahren eines der 
zentralen Anliegen der Frauenbewegung endlich durchzusetzen.” 
Dr. Michael Schmidt-Salomon, Vorsitzender der Giordano-Bruno-Stiftung (gbs) 
Dr. Jessica Hamed, Co-Direktorin des Instituts für Weltanschauungsrecht (ifw) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


